
 

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Leser*innen, 

liebe Kolleg*innen, 

 

der NRW Infodienst Schuldnerberatung der Fachberatung Schuldnerberatung NRW bietet Ihnen eine 

Zusammenstellung aktueller Informationen aus dem Arbeitsfeld Schuldnerberatung.  

 

Die Artikel aller Ausgaben finden Sie über die Schlagwortsuche auf:  

http://fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/info-center/. 

 

Über Rückmeldungen und Anregungen würden wir uns freuen. 

 

Ihre Redaktion 

 

 

 

Fachtagung Schuldnerberatung 2025 
 

Digital beraten, geht das gut? – Schuldnerberatung zwischen Empathie und Technik  

Einladung zur Online-Fachtagung der LAG FW NRW am 4. November 2025 von 10:00 bis 15:30 Uhr 

Digitale Tools, Künstliche Intelligenz und Onlineberatungsangebote gewinnen auch in der Schuldner-

beratung zunehmend an Bedeutung. Doch wie lässt sich die Balance zwischen technischer Unterstüt-

zung und empathischer Beratung gestalten? Dieser Frage gehen wir in unserem diesjährigen Fachtag 

nach, den wir in Kooperation mit dem Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht 

und Integration des Landes NRW (MKJFGFI) durchführen. 

Die Veranstaltung richtet sich an die Fachkräfte aus freigemeinnützigen und kommunalen Schuldner-

beratungsstellen in NRW. Sie bietet die Möglichkeit, sich über aktuelle Entwicklungen zu informieren 

und Fragen zu diskutieren, wie technische Innovationen sinnvoll in die eigene Arbeit integriert werden 

können – ohne dabei die Beziehung zum Menschen aus dem Blick zu verlieren. Dazu erwarten Sie 

spannende Fachinputs von ganz besonderen Expert*innen:  Prof. Dr. Gesa Linnemann (Katholische 

Hochschule NRW) wirft einen Blick auf die zugrundeliegenden Mechanismen und auf die vielfältigen 

Formen von KI, die für die Arbeit mit Klient*innen relevant sein können, um darauf aufbauend Poten-

tiale, Herausforderungen und Grenzen beim Einsatz von KI in der sozialen Schuldnerberatung beur-

teilen zu können. Philipp Frei (budgetberatung.ch, Schweiz) zeigt am Beispiel der Budgetberatung auf, 

wie kreativ KI bereits in der Schuldnerberatung eingesetzt werden kann. Darüber hinaus bekommen 

Sie Einblicke in weitere aktuelle und zukunftsweisende Projekte und digitale Ansätze der sozialen 

Schuldnerberatung.  

Weitere Informationen folgen unter: https://fbsb-nrw.de/fachtagungen/  

Anmeldungen sind ab sofort und bis zum 28.10.2025 mit folgendem Link möglich: 

Anmeldung zur Fachtagung Schuldnerberatung 2025  

 

 NRW  INFODIENST       7  /  2025  

 SCHULDNERBERATUNG  
 H E R A U S G E G E B E N  V O N  D E N  F A C H B E R A T E R * I N N E N  F Ü R  S C H U L D N E R B E R A T U N G  
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Allgemeines 
 

Krankheit einer der Hauptauslöser der Überschuldung im Jahr 2024 

Im Jahr 2024 sind „Erkrankung, Sucht oder Unfall“ erstmals mit einem Anteil von 18,1 % der häufigste 

Auslöser privater Überschuldung in Deutschland – und übertrafen damit Arbeitslosigkeit, die bei 17,4 

% lag. Prof. Dr. Eva Münster von der Universität Witten/Herdecke warnt vor den schwerwiegenden 

Doppelbelastungen, denen Betroffene durch Krankheit ausgesetzt sind – sowohl gesundheitlicher als 

auch finanzieller Natur. Zu den maßgeblichen Ursachen zählen Einkommensausfälle, bestehende Kre-

ditverpflichtungen über Krankheitszeiträume hinweg sowie hohe Zuzahlungen, etwa für Medikamente 

oder Reha-Leistungen. Obwohl die Kategorie in der Statistik erfasst wird, mangelt es laut Münster an 

differenzierten wissenschaftlichen Erkenntnissen, etwa über die Rolle bestimmter Diagnosen, psychi-

scher Erkrankungen, Schamgefühle oder digitale Konsumgewohnheiten. Daher fordert die Universität 

eine intensivere Forschung und gezielte Präventionsmaßnahmen, um Betroffene besser finanziell ab-

zusichern und frühzeitig unterstützen zu können. Auswertung Statistisches Bundesamt (destatis), 

Pressemitteilung der Universität Witten/Herdecke vom 8.7.2025 

 

Wenn Urlaub zum Luxus wird 

In Nordrhein-Westfalen bleibt Sommerurlaub für viele Familien und Kinder ein unerreichbares Gut – 

nicht aus persönlicher Wahl, sondern aufgrund struktureller finanzieller Benachteiligung. Die Freie 

Wohlfahrtspflege NRW betont, dass Ferien für die Erholung, Entwicklung und soziale Teilhabe von 

Kindern unverzichtbar sind. Im Jahr 2024 konnten sich in Deutschland 17,4 Millionen Menschen, das 

entspricht 21 Prozent der Bevölkerung, keinen einwöchigen Urlaub leisten; besonders betroffen wa-

ren Alleinerziehende (38 %) und alleinlebende Personen (29 %). Diese Situation führt zu sozialer Aus-

grenzung: Kinder erleben Scham, weil sie keine Urlaubserfahrungen teilen können, während Eltern 

unter dem Druck stehen, ihren Kindern trotz knapper Mittel Freizeitaktivitäten wie Schwimmbadbe-

suche oder kleine Genussmomente zu ermöglichen. Die Freie Wohlfahrtspflege NRW macht deutlich, 

dass gesellschaftliche Teilhabe durch Urlaub kein Luxus, sondern ein Grundrecht ist, dessen Verweh-

rung bestehende Ungleichheiten zementiert und die Chancenungleichheit im Lebenslauf verstärkt. 

Sie fordert daher von der Politik gezielte Maßnahmen zur Armutsbekämpfung, den flächendeckenden 

Ausbau bezahlbarer Freizeit- und Ferienangebote sowie verbindliche Programme, um allen Kindern 

und Familien regelmäßige Erholungszeiten zu ermöglichen. Freie Wohlfahrtspflege NRW. (2025, 7. 

August). Wenn Urlaub zum Luxus wird [Pressemitteilung]. Pressemitteilung Freie Wohlfahrtspflege 

NRW vom 5.8.2025, Destatis Pressemitteilungen Zahl der Woche Nr. 26 

 

Wohnkostenlücke im SGB II 2024: Hohes Überschuldungsrisiko für Betroffene auch in NRW 

Die Differenz zwischen tatsächlichen und anerkannten laufenden Kosten für Leistungsberechtigte 

nach dem Sozialgesetzbuch II für Unterkunft und Heizung hat sich im Jahr 2024 insgesamt auf rund 

494 Millionen Euro belaufen. Die Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Linken zur 

Wohnkostenlücke 2024 zeigt: Für viele Haushalte reichen die anerkannten Unterkunftskosten nicht, 

um die tatsächliche Miete zu decken. Deutschlandweit waren rund 334.000 Bedarfsgemeinschaften 

betroffen – also 12,6 % aller mit Wohnkosten erfassten. Für diese lag die Lücke im Schnitt bei 116 € 

im Monat, was einem Anteil von 16,8 % ihrer realen Wohnkosten entspricht. 

In NRW sind relativ viele Haushalte betroffen: Dort mussten 89.800 Bedarfsgemeinschaften monatlich 

durchschnittlich 103 € aus eigener Tasche zuzahlen. Bezogen auf ihre tatsächlichen Wohnkosten be-

deutet das eine Unterdeckung von 15,7 %. Besonders hoch ist die Lücke u.a. in Düsseldorf (rd. 151 

€), Mühlheim (148 €), Bochum und Gütersloh (140 €), Hamm und Märkischer Kreis (138 €). 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Vermoegen-Schulden/Tabellen/ueberschuldung.html
https://www.uni-wh.de/krankheit-ist-erstmals-der-haeufigste-grund-fuer-ueberschuldung-universitaet-witten/herdecke-fordert-staerkere-praevention
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/detail/wenn-urlaub-zum-luxus-wird
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/presse/detail/wenn-urlaub-zum-luxus-wird
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2025/PD25_26_p002.html
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Bundesweit besonders betroffen sind Familien. Haushalte mit Kindern tragen im Schnitt 142 € Lücke, 

bei Familien mit Kindern unter 6 Jahren steigt dieser Wert auf 146 €. Alleinerziehende sind ebenfalls 

überdurchschnittlich belastet – sie müssen monatlich im Mittel 131 € zusätzlich aufbringen. Selbst 

Einpersonenhaushalte trifft es spürbar: Hier liegt die Lücke bei durchschnittlich 97 €.  

Fazit: Die Wohnkostenlücke ist keine Randerscheinung, sondern eine erhebliche und dauerhafte Zu-

satzbelastung für sehr viele Menschen – besonders, aber nicht nur in teuren Ballungsräumen und bei 

Familien. (Dieser Beitrag ist mit Unterstützung von ChatGPT erstellt.) 

Antwort der Bundesregierung vom 31.07.2025 - Drs. 21/1005.  

Weiterführende Informationen: Thomé Newsletter 25/2025 vom 10.08.2025. 

 

 

Für die Praxis 

 

Rundfunkbeitrag: Keine regelmäßigen Zahlungsaufforderungen mehr  

Ab Juni 2025 werden Beitragszahler*innen, die ihren Rundfunkbeitrag per Überweisung und nicht per 

SEPA-Lastschrift zahlen, nicht mehr regelmäßig per Post an die Fälligkeit erinnert. Stattdessen erhal-

ten sie einmalig im Jahr eine so genannte Einmalzahlungsaufforderung, in der sämtliche Zahlungs-

termine des laufenden Kalenderjahres aufgeführt sind, die jährlich wiederkehren. Danach liegt es in 

der Eigenverantwortung der Beitragszahlenden, diese Termine zu beachten und rechtzeitig zu über-

weisen, da keine weiteren schriftlichen Erinnerungen mehr erfolgen. Der Beitragsservice begründet 

diese Maßnahme mit Effizienzsteigerungen, Kostensenkungen (insbesondere Druck- und Porto) so-

wie Nachhaltigkeitsaspekten. Zur Vermeidung von Fehlzahlungen wird dringend empfohlen, auf das 

SEPA-Lastschriftverfahren umzusteigen oder alternativ einen Dauerauftrag zu verwenden sowie das 

Einmal-Aufforderungsschreiben sorgfältig aufzubewahren. Pressemitteilung ARD ZDF Deutschland-

radio Beitragsservice, Bevorstehende Änderung bei der Zahlung des Rundfunkbeitrages | Verbrau-

cherzentrale Mecklenburg-Vorpommern 

 

LAG Hamburg Forum zum Austausch im Bereich Cawin gestartet  

Das CAWIN-Forum ist ein spezieller Bereich im Austauschforum der LAG Schuldnerberatung Hamburg 

e. V., den registrierten Fachkräften aus der Schuldner- und Insolvenzberatung zur Verfügung steht. 

Viele Schuldnerberatungsstellen nutzen für ihre Arbeit die Software CAWIN vom Institut für Finanz-

dienstleistungen (iff). Da für CAWIN 8 kein Support mehr bereitgestellt wird und diese ältere Pro-

grammgeneration nicht für Windows 11 freigegeben ist, erfolgt in vielen Einrichtungen der Umstieg 

auf die neue Programmgeneration. Das Unterforum dient gezielt dem Austausch von Nutzer*innen 

und ggf. Administratoren zur Einrichtung, Anwendung und täglichen Arbeit mit der neuen Programm-

generation. Thematisiert werden praxisnahe Herausforderungen. CAWIN - Forum LAG Schuldnerbe-

ratung Hamburg e.V.,  CAWIN – die neue Programmgeneration, Kontakt | CAWIN 

  

https://dserver.bundestag.de/btd/21/010/2101005.pdf
https://harald-thome.de/newsletter/archiv/thome-newsletter-25-2025-vom-10-08-2025.html
https://presse.rundfunkbeitrag.de/pressreleases/rundfunkbeitrag-keine-regelmaessigen-zahlungsaufforderungen-mehr-beitragsservice-stellt-auf-einmalzahlungsaufforderung-um-3387676
https://presse.rundfunkbeitrag.de/pressreleases/rundfunkbeitrag-keine-regelmaessigen-zahlungsaufforderungen-mehr-beitragsservice-stellt-auf-einmalzahlungsaufforderung-um-3387676
https://www.verbraucherzentrale-mv.eu/pressemeldungen/vertraege-reklamation/bevorstehende-aenderung-bei-der-zahlung-des-rundfunkbeitrages-108652?utm_source=chatgpt.com
https://www.verbraucherzentrale-mv.eu/pressemeldungen/vertraege-reklamation/bevorstehende-aenderung-bei-der-zahlung-des-rundfunkbeitrages-108652?utm_source=chatgpt.com
https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/forum/viewforum.php?f=19
https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/forum/viewforum.php?f=19
https://cawin.de/cawin-die-neue-programmgeneration/
https://cawin.de/kontakt/
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Energiesperren: Änderungen zu den Sperrschutzregelungen geplant 

Für soziale Beratungsdienste wie die Schuldnerberatung, die Wohnungsnotfallhilfe und einige andere 

stellen Energiearmut und drohende Energiesperren eine besondere Herausforderung in der Bera-

tungsarbeit dar. Umso bedeutender sind die rechtlichen Rahmenbedingungen, auf deren Grundlage 

die örtliche Zusammenarbeit mit Energieversorger, Jobcenter und Sozialamt gestaltet und eine nach-

haltige Schuldenregulierung verfolgt werden kann. Der Schuldnerberatung kommt hierbei eine wich-

tige Rolle zu, die mit der Einführung des geplanten Schuldnerberatungsdienstegesetzes (Info-

dienst_6/2025) noch größer werden könnte. 

 

Neben den sozialgesetzlichen Leistungsvorschriften bilden die zivilrechtlichen Sperrschutzregelun-

gen für Strom und Gas bei Zahlungsverzug die wesentlichen rechtlichen Vorgaben. Letztere werden 

nun gesetzestechnisch neu verortet und, ohne die Grundstrukturen zumindest im Bereich der Grund-

versorgung inhaltlich zu verändern, in einem wichtigen Punkt ergänzt. Dies zeigt der dem Bundesrat 

zugeleitete Entwurf der Bundesregierung eines „Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts 

zur Stärkung des Verbraucherschutzes im Energiebereich sowie zur Änderung weiterer energierecht-

licher Vorschriften“ vom 15.08.2025. Damit greift die Bundesregierung das inhaltsgleiche Vorhaben 

ihrer Vorgängerin auf (siehe NRW Infodienst Schuldnerberatung November 2024, S. 2). 

 

Aktuell gilt: Für den Bereich der Grundversorgung regeln die §§ 19 StromGVV/GasGVV die Pflichten 

der Versorger und die Möglichkeit, durch Abwendungsvereinbarung, deren Laufzeit nach Höhe der 

Forderung zu bemessen ist, eine angedrohte oder angekündigte Sperre zu vermeiden. Die Moratori-

umsregel – eine Aussetzung der Ratenzahlungen aus dieser Abwendungsvereinbarung für maximal 

drei Monate – ist  seit Mai 2025 außer Kraft (Infodienst_5/2025). Der im Zuge der Energiepreiskrise 

2022 eingeführte inhaltsgleiche Schutz für Verträge außerhalb der Grundversorgung ist bereits seit 

Ende April 2024 vollständig außer Kraft (§ 118b Abs. 1 EnWG, vgl. https://fbsb-nrw.de/2024/04). Er 

soll nach den jetzigen Plänen - entgegen einer gut begründeten Stellungnahme des Bundesrates in 

dem vorherigen Gesetzgebungsverfahren (581/1/24) - auch nicht wiederaufleben. Stattdessen soll 

unabhängig von der Versorgungsart eine Art Basisschutz eingerichtet werden (u.a. mit erweiterter 

Regelung zur Verhältnismäßigkeit einer Sperre, § 41f EnWG neu). Auf diesem aufbauend soll, ange-

lehnt an § 19 StromGVV/GasGVV, ein weitergehender Sperrschutz nur für die Grundversorgung im-

plementiert werden (§ 41g EnWG neu), bestehend aus der bekannten Abwendungsvereinbarung, aber 

ohne Ratenzahlungsmoratorium, und erweitert um eine Regelung zur teils verpflichtenden Kontakt-

aufnahme des Grundversorgers mit dem Sozialhilfeträger. Die Regelungen in den §§ 19 StromGVV 

und GasGVV sollen entfallen. 

 

Über die letztlich noch von Bundestag und Bundesrat zu beschließende konkrete Neufassung der 

Sperrschutzregeln werden wir im Detail informieren, sobald sich ihr Inkrafttreten abzeichnet. 

Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 15.08.2025 – BRat-Drs. 383/25 

 

Einstellung der Zahlungsanweisung zur Verrechnung - Basiskonto als Alternative? 

Zum 1. Januar 2026 wird der Service der Zahlungsanweisung zur Verrechnung (ZzV) eingestellt. Dieser 

Service diente bislang unter anderem dazu, kontolosen Personen den Zugang zu Sozialleistungen zu 

ermöglichen. Rechtsgrundlage ist § 47 SGB I, wonach auf Verlangen der berechtigten Person Geld-

leistungen an den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zu übermitteln sind. Das Bundesmi-

nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) verweist auf den bestehenden Anspruch auf ein Basiskonto. 

In Ausnahmefällen seien laut BMAS weiterhin zusätzliche Auszahlungsmöglichkeiten vorzuhalten – 

zum Beispiel mittels Barauszahlung in Sozialämtern – um den verfassungsgemäßen Anspruch auf 

Sicherung des Existenzminimums für jede Person zu gewährleisten. 

Quelle und weitere Informationen: Thomé Newsletter 22/2025 vom 08.07.2025  

https://fbsb-nrw.de/2025/07/schuldnerberatungsdienstegesetz-stellungnahmen-der-verbaende/
https://fbsb-nrw.de/2025/07/schuldnerberatungsdienstegesetz-stellungnahmen-der-verbaende/
https://www.gesetze-im-internet.de/stromgvv/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gasgvv/__19.html
https://fbsb-nrw.de/2025/05/energiesparschutz-moratoriumsregelungen-seit-01-05-2025-ausser-kraft/
https://www.gesetze-im-internet.de/enwg_2005/__118b.html
https://fbsb-nrw.de/2024/04/energiesperren-sperrschutzregeln-sollen-bis-30-april-2025-verlaengert-werden/
https://www.bundesrat.de/drs.html?id=581-1-24
https://dserver.bundestag.de/brd/2025/0383-25.pdf
https://harald-thome.de/newsletter/archiv/thome-newsletter-22-2025-vom-08-07-2025.html
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Die Einstellung des Services kann in vielen Fällen zu Problemen führen, unter anderem bei der Ein-

richtung eines Girokontos als Basiskonto und den mit diesem Kontomodell verbunden Kosten (siehe 

Verbraucherzentrale vom 29.11.2024). 

Zwischenzeitlich ist aus einem Jobcenter in NRW bekannt geworden, dass in den Jobcentern möglich-

erweise Zahlungen mittels ZzV nur noch bis September 2025 ausgeführt werden. Hintergrund sei, 

dass ZzV (Postbarscheck) grundsätzlich drei Monate lang eingelöst werden könnten, aber die Einlö-

sung mit der Einstellung des Verfahrens nach dem 31. Dezember 2025 nicht mehr möglich sein 

werde. Leistungsberechtigte Personen, die ihre Leistungen bisher über ZzV erhalten, seien bereits 

erstmals in KW 26 durch eine zentrale Anschreibe-Aktion über die Einstellung des Verfahrens sowie 

die Probleme, die bereits im laufenden Jahr bei der Einlösung auftreten können, informiert worden. 

Leistungsberechtigte Personen würden gebeten, ein Konto einzurichten bzw. eine Kontoverbindung 

mitzuteilen. Alle Leistungsberechtigten, die bis KW 37 keine Bankverbindung angegeben hätten, wür-

den mit Rechtsfolgebelehrung zu einer Leistungsberatung in das Jobcenter eingeladen. 

Infos zum Basiskonto und Beschwerdemöglichkeiten gibt es bei der BaFin: 

www.bafin.de/DE/Verbraucher/Bank/Produkte/Basiskonto/basiskonto_node.html 

 

Pfändungsschutz für Patchworkfamilien und faktische Unterhaltspflichten 

Ein informatives Update von Frank Lackmann in der ZVI 

Viele Schuldner*innen leben in Patchworkfamilien, in denen neben leiblichen auch Stiefkinder im ge-

meinsamen Haushalt aufwachsen. Während leibliche Kinder und Ehegatten bei der Berechnung der 

Pfändungsfreigrenze nach § 850c ZPO berücksichtigt werden, bleiben Stiefkinder und auch nichtehe-

liche Partner*innen außen vor, da für sie regelmäßig keine gesetzliche Unterhaltspflicht besteht. Dies 

führt dazu, dass das Einkommen der Schuldner*innen stärker gepfändet wird, obwohl sie faktisch 

auch für die Versorgung der Stiefkinder aufkommen. Die Folge ist, dass viele betroffene Familien trotz 

Erwerbstätigkeit ergänzende Sozialleistungen wie Bürgergeld beantragen müssen. Damit wird das Ziel 

des Pfändungsschutzes, das Existenzminimum der gesamten Familie zu sichern, verfehlt.  

Frank Lackmann gibt einen praktisch relevanten, mit Beispielrechnungen versehenen Überblick und 

setzt sich mit den Folgen der Änderung des § 850f Abs. 1 Nr. 1 ZPO auseinander.  

Lackmann, F., Die Berücksichtigung von Stiefkindern und nichtehelichen Lebenspartnern in der 

Zwangsvollstreckung und Insolvenz – ein Update, in:  ZVI Heft 8/2025, 302 ff. 

 

Schufa: Tätigkeitsbericht 2024 der Ombudsfrau - Härtegründe und 100-Tage-Regelung  

Die Zahl der Beschwerdeeingaben bei der Ombudsfrau der SCHUFA bleibt auf einem vergleichsweise 

niedrigen Niveau, wenn man sie den täglichen Abfragen von Bonitätsauskünften durch die Ver-

trags­partner der SCHUFA gegenüberstellt. Denn, so teilt die Ombudsfrau in ihrem Tätigkeitsbericht 

für das Jahr 2024 mit, Banken, Telekommunikationsanbieter, Onlinehändler und andere Unternehmen 

riefen durchschnittlich 340.000 Mal pro Tag die Bonitätsauskünfte von Verbraucherinnen und Ver-

brauchern bei der SCHUFA ab. Demgegenüber hätten sich im ganzen Jahr 2024 nur 2.254 Verbrau-

cher*innen an die Omdusstelle gewandt. Von diesen Eingaben waren etwa 33 Prozent (=751 Anträge, 

169 aus NRW) zulässig. Nur 11 Anliegen aber waren rechtlich berechtigt. Zusätzlich konnte die 

Schlichtungsstelle in weiteren 263 Fällen eine Löschung von Negativeinträgen aufgrund eines per-

sönlichen Härtefalls erreichen. Hintergrund sei, dass zahlreiche Beschwerdeführer*innen der weiteren 

Speicherung dieser Merkmale aufgrund ihrer besonderen persönlichen Lebensumstände widerspro-

chen und dies glaubhaft dargelegt hätten. Schließlich befasst der Bericht sich mit der neuen 100-

Tage-Regelung der SCHUFA bei versäumten Zahlungen (siehe auch https://fbsb-nrw.de). 

Tätigkeitsbericht 2024 Ombudsfrau der SCHUFA (auch mit Erläuterungen zum Beschwerdeverfahren) 

 

 

https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/geld-versicherungen/sparen-und-anlegen/was-ist-ein-basiskonto-7897
www.bafin.de/DE/Verbraucher/Bank/Produkte/Basiskonto/basiskonto_node.html
https://fbsb-nrw.de/2025/02/schufa-speicherfrist-i-verkuerzung-moeglich-bei-einmaligen-zahlungsstoerungen/
https://www.schufa.de/ueber-uns/ombudsfrau/taetigkeitsbericht/
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Gerichtsentscheidungen 

 

BGH: Stärkung des Mieterschutzes bei Eigenbedarfskündigung (VIII ZR 270/22) 

Der Bundesgerichtshof hat im April 2025 klargestellt: Bei Widersprüchen nach § 574 BGB gegen Ei-

genbedarfskündigungen ist nicht zwingend ein fachärztliches Attest erforderlich. Auch ausführliche 

Stellungnahmen anderer medizinisch qualifizierter Behandler (z. B. Psychotherapeuten nach Heilprak-

tikergesetz) können ausreichen, um eine unzumutbare Härte – etwa die Verschlechterung einer 

schweren psychischen Erkrankung oder Suizidgefahr – glaubhaft zu machen. Gerichte müssen das 

Vorbringen immer inhaltlich würdigen und dürfen es nicht aus formalen Gründen zurückweisen. 

Für die Praxis bedeutet das: Betroffene sollten sofort Widerspruch einlegen, medizinische Stellung-

nahmen einholen und diese mit der Begründung einreichen. Beratungsstellen können hier entschei-

dend unterstützen. Die Härtefallregelung in § 574 BGB ist ein zentrales Instrument zur Vermeidung 

von Wohnungsverlusten. 

(Dieser Text wurde mit Unterstützung von ChatGPT erstellt.) 

 

Wesentliche Vorschrift: § 574 Absatz 1 Satz 1 BGB 

Der Mieter kann der Kündigung des Vermieters widersprechen und von ihm die Fortsetzung des Miet-

verhältnisses verlangen, wenn die Beendigung des Mietverhältnisses für den Mieter, seine Familie 

oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts eine Härte bedeuten würde, die auch unter Wür-

digung der berechtigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. 

 

Leitsätze des BGH: 

Der erforderliche hinreichend substantiierte Sachvortrag des Mieters zu einer gesundheitlichen Härte 

im Sinne von § 574 Abs. 1 Satz 1 BGB kann insbesondere - muss aber nicht stets - durch Vorlage 

eines (ausführlichen) fachärztlichen Attests untermauert werden (...).  

Vielmehr kann im Einzelfall auch eine (ausführliche) Stellungnahme eines - bezogen auf das geltend 

gemachte Beschwerdebild - medizinisch qualifizierten Behandlers geeignet sein, den Sachvortrag des 

Mieters zu untermauern, auch wenn diese nicht von einem Facharzt erstellt worden ist. Dabei kommt 

es auf die konkreten Umstände, insbesondere den konkreten Inhalt des (ausführlichen) Attests an. 

BGH, Urteil vom 16.04.2025 - VIII ZR 270/22; siehe auch unter https://fbsb-nrw.de/ (Stichwort 

Zwangsräumung). 

 

BSG: Verrechnung mit Sozialleistungen nach Restschuldbefreiung unzulässig 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat, wie bereits mitgeteilt, die in der Praxis hoch umstrittene Frage 

geklärt, ob ein Sozialleistungsträger auch nach Erteilung der Restschuldbefreiung aufrechnen darf. 

Antwort: Er darf es nicht. Die Entscheidungsgründe liegen nun vor. Siehe dazu die Ausführungen von 

Nathalie Brede in der BAG-SB Informationen, Heft 2/2025, S. 94 ff. sowie die Anmerkung von Rein, 

ZVI-Heft 1/2025, S. 1 f., hier auch zu möglichen Diskrepanzen zur BGH-Rechtsprechung, die aber, 

wie Rein festhält, im Bereich des Sozialleistungsrechts nach der BSG-Entscheidung keine Rolle spielen. 

BSG, Urteil vom 03.12.2024 – B 2 U 11/22 R (Volltext) 

  

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__574.html
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&sid=8f97a54f7343d5c501da081c1cf00346&nr=141531&anz=1&pos=0
https://fbsb-nrw.de/?s=Zwangsr%C3%A4umung%20
https://fbsb-nrw.de/2025/02/bsg-zur-verrechnung-mit-sozialleistungen-nach-restschuldbefreiung/
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2024/2024_12_03_B_02_U_11_22_R.html
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BGH: Zur Insolvenzanfechtung der Zahlungen an einen Sozialversicherungsträger 

Eine Zahlung des Schuldners an einen Sozialversicherungsträger in dem Zeitraum von drei Monaten 

vor Insolvenzantragstellung erfolgt nach seiner objektivierten Sicht unter dem Druck einer unmittel-

bar bevorstehenden Zwangsvollstreckung und ist damit inkongruent, wenn der Gläubiger zuvor eine 

Frist zur Zahlung des fälligen Beitrags gesetzt und für den Fall nicht fristgemäßer Zahlung die ohne 

weiteres mögliche Zwangsvollstreckung angekündigt hat, auch wenn die Zahlungsaufforderung ins-

gesamt in einem "freundlichen" Tonfall abgefasst ist. (Leitsatz des BGH) 

BGH, Urteil vom 22.5.2025 - IX ZR 80/24; Auszüge aus der Entscheidung bei:  

https://soziale-schuldnerberatung-hamburg.de. 

 

 

Fortbildungen 

 

 

Unsere Fortbildungen finden Sie unter 

www.fortbildung-schuldnerberatung.de 
 

 

 

----------------- 
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Haftung Die obigen Informationen wurden mit größter Sorgfalt ausgewählt und geprüft. Wir bit-

ten um Verständnis, dass dennoch keine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit 

übernommen werden kann. Die Haftung für Schäden, die durch die Nutzung der darge-

botenen Informationen oder durch die Nutzung fehlerhafter oder unvollständiger Infor-

mationen verursacht worden sind, ist im gesetzlich zulässigen Rahmen ausgeschlossen. 

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=142104&pos=0&anz=1
https://www.soziale-schuldnerberatung-hamburg.de/2025/bgh-zur-insolvenzanfechtung-auch-wenn-die-zahlungsaufforderung-insgesamt-in-einem-freundlichen-tonfall-abgefasst-ist/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
http://www.fortbildung-schuldnerberatung.de/
https://www.fbsb-nrw.de/
mailto:eickel@paritaet-nrw.org
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Dies gilt auch für Links, auf die dieser Newsletter verweist. Die Inhalte und Funktionsfä-

higkeit externer Angebote verantwortet allein der jeweilige Anbieter.  

Copyright:  Vervielfältigungen und Weitergabe dieser Information sind unter Angabe der Quelle zu-

lässig. 

Datenschutz:  Sie haben sich in der Vergangenheit in den E-Mailverteiler eingetragen und werden daher 

weiterhin den NRW Infodienst Schuldnerberatung erhalten. Ihre Kontaktdaten werden 

selbstverständlich vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben.  

Abmeldung:  Sollten Sie den Erhalt des Infodienstes nicht mehr wünschen, teilen Sie dies bitte per E-

Mail einem*einer für Sie zuständigen Fachberater*in mit. Geben Sie dabei bitte alle E-

Mailadressen an, die aus dem Verteiler gelöscht werden sollen und das Stichwort: "Ab-

meldung NRW Infodienst Schuldnerberatung", damit Ihre Nachricht hier richtig zugeord-

net werden kann. Eine Löschung der Daten ist selbstverständlich auch noch später mög-

lich. Ihre Daten werden nur dafür benutzt, Ihnen den NRW Infodienst Schuldnerberatung 

zu schicken. 

https://fbsb-nrw.de/team/

